
 
 

An den  

Bürgermeister der Stadt Troisdorf 

Herrn Alexander Biber 

Rathaus 

 

per Mail: buergermeister@troisdorf.de 

 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
 
namens der SPD-Fraktion beantragen wir, im Rahmen des weiteren Aufbaus von 
Photovoltaikanlagen im Stadtgebiet folgende Beschlüsse zu fassen: 
 
1. Die Verwaltung wird beauftragt, im Rahmen des NRW-Landesprogramms 

„progres.nrw - Klimaschutztechnik" einen Förderantrag für den 
Fördergegenstand „Photovoltaik-Dachanlagen auf kommunalen Gebäuden 
mit/ohne Batteriespeicher'' zu stellen. 

2. Die Verwaltung wird beauftragt, städtische Flächen zu identifizieren, die sich für 
den Einsatz von Photovoltaik-Dachanlagen auf zu erstellenden Solar-Carports 
eignen. 

3. Die Verwaltung wird beauftragt, einen Förderantrag im Rahmen des NRW- 
Landesprogramms „progres.nrw - Klimaschutztechnik" für den 
Fördergegenstand „Carport-Photovoltaik-Dachanlagen" zu stellen. 

 
Begründung: 
(1) In der letzten Sitzung des Ausschusses für Mobilität und Bauwesen hatte die 
Verwaltung zugesagt, eine Liste vorzuiegen, welche städtischen Gebäude für die 
Nutzung mit Photovoltaikanlagen geeignet sind. Gleichzeitig sollte eine Prioritätenliste 
erstellt werden, welche städtischen Dächer kurzfristig mit PV-Anlagen bestückt werden 
können, so dass Mittel in den Haushalt 2024/25 eingestellt werden können. 
Zwischenzeitlich hat das Land NRW das Förderprogramm „Klimaschutztechnik" 
konkretisiert und eine aktualisierte Förderübersicht veröffentlicht. Darin ist auch die 
Förderung von PV-Dachanlagen auf kommunalen Gebäuden als Fördergegenstand 
(maximal 90 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben) enthalten. Um möglichst viele 
städtische Dächer mit PV-Anlagen auszustatten und gleichzeitig den städtischen 
Haushalt möglichst wenig zu belasten, sollten entsprechende Fördermittel beantragt 
werden. 
(2/3) Im Förderprogramm „Klimaschutztechnik" sind als weiterer Fördergegenstand 
„Photovoltaik-Dachanlagen auf Carports" aufgeführt. Die SPD-Fraktion bittet die 
Verwaltung zu prüfen, auf welchen städtischen Flächen entsprechende Anlagen 
realisiert werden könnten. Voraussetzung sollte sein, dass die Parkplatzflächen nicht 
anderweitig, z.B. mit Wohnraum, überbaut werden können. Geeignet wären aus Sicht 
der SPD-Fraktion z.B. Parkplatzflächen auf Schulgeländen. 

  
Guido Schaefers Harald Schliekert 
Stadtverordneter Fraktionsvorsitzender 

 

„PV-Anlagen auf städtischen Gebäuden und Flächen" 

 

25. Mai 2023 


